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Stellungnahme 

zur Anhörung über den 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des 

vorbeugenden Hochwasserschutzes

(Referenten-Entwurf vom 7. August 2003)

Vorbemerkungen 

Der NABU bewertet den vorgelegten Entwurf für ein Artikelgesetz zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes als einen bedeutenden Schritt für den Hochwasserschutz in Deutschland.

Der Bund greift damit eine Regelungsmaterie auf, die gemäß unserer Verfassung in der Zuständigkeit der Länder liegt. Er anerkennt nach den verheerenden Hochwasserereignissen der vergangenen Jahre, dass eine bundeseinheitliche Neufassung von hochwasserrelevanten Vorschriften unumgänglich geworden ist. 

Die Bundesregierung hat sich im Koalitionsvertrag auf die zügige Umsetzung des 5-Punkte-Programms zum vorbeugenden Hochwasserschutz aus dem September 2002 geeinigt und damit eine weitreichende Vorgabe gemacht. Den Erfordernissen eines vorbeugenden Hochwasserschutzes und dem hochgesteckten Anspruch des 5-Punkte-Programms wird der nun vorliegende Gesetzesentwurf nur annähernd aber nicht vollumfassend gerecht. Zu den positiven Aspekten des Gesetzes gehören die zahlreichen Neuerungen, von denen viele jedoch nicht weit genug greifen. Stärken und Schwächen des Gesetzes liegen daher häufig in ein und derselben Norm nebeneinander.

Zu den Stärken des vorliegenden Entwurfs gehören:

· Die erstmalig umfassende Regelung des Hochwasserschutzes durch eine Novellierung unterschiedlichster Normen.

· Die deutliche Aufwertung des Hochwasserschutzes durch die neuen Paragrafen 31a bis 31d WHG in erheblich detaillierter Form.

· Die verbindliche Festsetzung von Überschwemmungsgebieten durch die Länder mit gesetzlicher Fristsetzung und Verankerung in Bauleitplänen.

· Das Verbot von Bebauungsgebieten in Überschwemmungsgebieten.

· Das wenigstens grundsätzliche Verbot der Ackernutzung in Überschwemmungsgebieten.

· Die Einführung von Hochwasserschutzplänen.

· Die Einführung von Restriktionen in überschwemmungsgefährdeten Gebieten.

Zu den Schwächen des vorliegenden Entwurfs gehören:

· Der vielleicht wichtigste Ansatz zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes, nämlich die Wiederherstellung früherer Überschwemmungsgebiete für einen verbesserten Hochwasserrückhalt, wird vom Gesetzesentwurf nicht verbindlich und konsequent verfolgt. Als Grundsatz des Hochwasserschutzes im § 31a WHG fehlt der Ansatz ganz, im § 31b (6) WHG wird er nur als „Soll-Vorschrift“ für die Länder ohne Vorgaben zur verbindlichen Umsetzung festgelegt.

· Weiterhin vermisst der NABU den Grundsatz, dass die ökologische Gewässerentwicklung, sowie die Gewährleistung und Ausweitung eines natürlichen Überschwemmungsregimes Vorrang vor Maßnahmen des technischen Hochwasserschutzes (z.B. gesteuerten Entlastungspoldern) genießen.

· Das Ackerverbot in Überschwemmungsgebieten wird durch eine zu weitgehende Ausnahmeregelung aufgeweicht. 

· Das Bauverbot muss sich auch auf Überschwemmungsgebiete im Innenbereich beziehen und muss im Außenbereich privilegierte Bauten deutlicher ausschließen.

· Die geplante Verankerung der Hochwasser- und Naturschutzbelange im Bundeswasserstraßengesetz bleibt ungenügend.

Zu Artikel 1

Änderungen des Wasserhaushaltsgesetzes

Zu Nummer 4 (§ 19g WHG):

Die Neuregelung stellt eine begrüßenswerte Klarstellung und Verschärfung des Umgangs mit wassergefährdenden Stoffen in Wasserschutzgebieten, Überschwemmungsgebieten und überschwemmungsgefährdeten Gebieten dar.

Zu Nummer 5 (Neufassung des zweiten Teils, vierter Abschnitt)

Vorbemerkung: 

Der NABU begrüßt die Umbenennung des vierten Abschnitts. Der Austausch des Begriffs „Überschwemmungsgebiete“ durch den neuen Begriff „Hochwasserschutz“ verdeutlicht den umfassenderen Problemlösungsansatz, der durch die Gesetzesnovelle beabsichtigt wird.

Zu § 31 a WHG (Grundsätze des Hochwasserschutzes)

Die erstmalige gesetzliche Festschreibung von Grundsätzen des Hochwasserschutzes im WHG ist überfällig und zu begrüßen. 

Zu § 31a Abs. 1 WHG (Überschwemmungsgebiete) 

Im Absatz 1 vermisst der NABU den Grundsatz der Ausdehnung bzw. Wiedergewinnung von Räumen der Hochwasserrückhaltung (Überschwemmungsgebiete) durch Rückverlegung von Deichen an geeigneten Stellen. Ein solcher Grundsatz ist zwar im § 31b Absatz 6 enthalten. An dieser Stelle (§ 31b (6) WHG) wäre jedoch eine verbindlichere Verpflichtung der Länder zur Schaffung zusätzlicher Überschwemmungsgebiete an geeigneten Stellen angebracht.  

Die Rückgewinnung ehemaliger Überschwemmungsgebiete zur Vergrößerung der Wasserrückhaltevolumina in den Auen ist ein zentraler, wenn nicht der zentrale Lösungsansatz für einen vorbeugenden Hochwasserschutz. Zudem würde dadurch eine Vergrößerung der Flächen der Überflutungsauen erreicht und damit ein Beitrag zum Schutz und zur Entwicklung der artenreichsten Ökosysteme Mitteleuropas geleistet.

Eine Aufnahme des Grundsatzes der Rückgewinnung ehemaliger Überschwemmungsgebiete in den § 31a Abs. 1 WHG ist aus Sicht des NABU unverzichtbar.

Der bisherige § 31a Abs.1 Satz 2 sollte daher durch den fett markierten Text ergänzt werden:  

„Gebiete, die bei Hochwasser überschwemmt werden können oder deren Überschwemmung dazu dient, Hochwasserschäden zu mindern sowie ehemalige Überschwemmungsgebiete, die als Rückhalteflächen geeignet sind und als solche wieder hergestellt werden könnten, sind nach Maßgabe der Vorschriften dieses Abschnitts zu schützen.“
Weiterhin sollte in den § 31a Abs. 1 WHG der folgende Grundsatz als neuer Satz 2 aufgenommen werden: 

Hierbei ist einer ökologischen Gewässerentwicklung, der Gewährleistung einer natürlichen Überschwemmungsdynamik und der Rückgewinnung von ehemaligen Überschwemmungsgebieten der Vorrang vor technischen Maßnahmen des Hochwasserschutzes einzuräumen ist. 

Zu §§ 31a Abs. 2 und 3 WHG

Der NABU begrüßt die Einführung von Grundsätzen, die Jedermann verpflichten, im Rahmen seiner Möglichkeiten geeignete Vorsorgemaßnahmen zu treffen. Hierdurch wird auch ein Beitrag zur Bewusstseinsbildung geleistet, dass Hochwässer letztlich natürliche Ereignisse sind, an die sich im Überschwemmungsbereich siedelnde Menschen durch Änderung von Verhaltensweisen anpassen müssen.

Die in Abs. 3 enthaltene Verpflichtung der Länder zur Regelung von Information und Warnung  der Bevölkerung über Hochwassergefahren ist sehr zu begrüßen, sie kommt der Festschreibung einer Selbstverständlichkeit gleich.

Zu § 31b WHG (Überschwemmungsgebiete)

Zu § 31b Abs. 2 Satz 1 WHG

Der NABU begrüßt die Einführung einer fristbewährten Festlegung von Überschwemmungsgebieten mit einem eindeutig definierten Bemessungshochwasser.  Dieser Schritt ist überfällig, weil für die Planung und Umsetzung von Maßnahmen des vorbeugenden Hochwasserschutzes gänzlich unverzichtbar.  

Zu § 31b Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 WHG

Die verbindliche Regelung durch Landesrecht sollte sich nach Nr. 3 auch auf die behördliche Zulassung von Maßnahmen erstrecken, die den Wasserrückhalt erheblich verringern können. Eine Begrenzung dieser Vorschrift auf Veränderungen des Wasserabflusses genügt nicht, weil vorbeugender Hochwasserschutz nur durch eine Verbesserung des Wasserrückhalts zu erreichen sein wird.

Zu § 31b Abs. 3 WHG (Ausschluss der Ackernutzung) 

Der NABU begrüßt die Absicht, die Ackernutzung in Überschwemmungsgebieten grundsätzlich zu untersagen. 

Äcker stellen in der Aue eine nicht standortgerechte Nutzungsform dar, die den Grundsätzen des Bodenschutzes (Erosion), der Gewässerreinhaltung (Nährstoff- und Pestizideintrag in Flüsse und Meere), des Naturschutzes (Verlust artenreicher Grünländer in der Aue, Eutrophierung der Fließgewässer und Meere) und zahlreichen Grundsätzen guter fachlicher Praxis des landwirtschaftlichen Fachrechts zuwiderlaufen. Betreffen Hochwässer Ackerflächen, so ziehen sie während der Vegetationsperiode regelmäßig Totalverluste nach sich und erhöhen damit den volkswirtschaftlichen Schaden von Hochwässern; damit einhergehend erhöhen sie den politischen Druck, staatliche Ausgleichszahlungen zu leisten. 

Nach milliardenschweren Investitionen in die Reinigung von Industrie- und Haushaltsabwässern (Kläranlagenbau) bestehen die wesentlichen Defizite der Gewässerreinhaltung heute vorwiegend durch die noch nicht beherrschbaren diffusen Einträge aus der Landwirtschaft. Zu den effektivsten und günstigsten (Bruchteile der Kläranlagenkosten) Lösungsansätzen für dieses Problem gehört der Ausschluss der Ackernutzung im Überschwemmungsbereich.

Der NABU fordert die Bundesregierung daher auf, die Ackernutzung im Überschwemmungsbereich von Fließgewässern kategorisch zu untersagen.

Die Ausnahmeregelung des § 31b Abs.3 Satz 2 und 3 WHG, nach der die Länder außerhalb der Abflussbereiche die Ackernutzung zulassen können, sofern keine Erosionen oder keine erheblich nachteiligen Auswirkungen auf Gewässer zu erwarten sind, lässt eine nicht beherrschbare Aufweichung des Ackernutzungsverbots befürchten. Weder liegt eine hinreichend bestimmte Definition des Abflussbereichs vor, noch wird sich dieser im Gelände immer eindeutig festlegen lassen. Die Unbestimmtheit dieses Merkmals, gekoppelt mit der Unbestimmtheit der Merkmale „Erosion“ und „erhebliche nachteilige Auswirkung auf Gewässer“ dürften in der Praxis zu einer weitgehenden Wirkungslosigkeit der Vorschrift führen. Die Sorge wird durch die Einschätzung und Erfahrung gestützt, dass die vollziehenden Länder dem Druck der Landwirtschaftsinteressen bei der Festsetzung der Hochwasserschutzauflagen entgegenkommen werden und von der Ausnahmeregelung umfangreich Gebrauch machen werden.

Eine Differenzierung der Überschwemmungsgebiete in Abflussbereiche und außerhalb liegende Bereiche macht aus fachlicher Sicht nur hinsichtlich des Bodenabtrags Sinn. Die Probleme der Nährstoff- und Pestizidauslösung aus den Ackerböden werden auch außerhalb des Abflussbereichs eintreten, wobei sich im Einzelfall kaum „erheblich nachteilige Auswirkungen auf Gewässer“ nachweisen werden lassen. Die nachteiligen Auswirkungen auf Gewässer durch Stoffausträge werden nachweisliche Erheblichkeitsschwellen zumeist erst in der Summe vieler überschwemmter Flächen überschreiten. Gerade das diffuse Zusammenwirken und Summieren macht jedoch eine flächendeckende, lückenlose Regelung ohne Einzelfallsnachweis einer erheblich nachteiligen Auswirkung notwendig.

Die zuvor geäußerten Einschätzungen werden auch durch die Auflagen des 3. Satzes nicht relativiert, zumal sich eine ausreichende Kontrolle der Dünge- und Pflanzenschutzmittelausbringung (§ 31b (3) S.3 Nr.3 WHG) auf der Einzelfläche nur mit hohem Aufwand verwirklichen ließe und damit kaum umsetzbar sein dürfte. Die weiteren Auflagen, eine ganzjährige Gründecke (S.3 Nr.1) sicherzustellen und konservierende Bodenbearbeitung zu verwirklichen, werden gleichfalls einen erhöhten Kontrollaufwand nach sich ziehen, ohne die Nachteile und Schadwirkungen einer Ackernutzung im Überschwemmungsbereich adäquat vermeiden zu können.

Der NABU unterstreicht daher ausdrücklich, dass für Überschwemmungsgebiete als die verbliebenen Bereiche der heute noch aktiven Aue sowie ausgewiesene Flutungspolder, sinnvoller Weise eine tatsächlich angepasste Landnutzungsform vorzuschreiben ist, die geeignet sind, die Belange des Hochwasserschutzes, der Gewässerreinhaltung, des Bodenschutzes, einer standortgerechten Landnutzung und des Naturschutzes optimal zu erfüllen. Diesen Ansprüchen werden nur extensive Grünlandnutzung (Mähwiesen, Weiden) und Auewald gerecht. 

In Flutungspoldern ist zusätzlich die Sicherstellung einer ökologischen Flutung sowie eines unter ökologischen Gesichtspunkten gesteuerten Ablaufmanagements erforderlich. Diese Erfordernisse wurden auch im 5-Punkte-Programm der Bundesregierung (2002) erkannt: „Für die Rückführung des Wassers ist ein nach ökologischen Gesichtspunkten gesteuertes Ablaufmanagement unverzichtbar, um Folgeschäden für die Gewässer zu vermeiden. Auch die ökologische Notwendigkeit der periodischen Flutung von Entlastungspoldern ist zu beachten.“
Der NABU würde eine ungesteuerte Anbindung von Flutungspoldern an kurz-periodische Hochwässer (z.B. bis 5-jähriges HW) begrüßen, weil dadurch die Periodizität der Flutung sichergestellt wäre und der Polder Teil der aktiven Aue wäre. Die Flutung bedürfte nicht einer – wahrscheinlich immer hochumstrittenen – politischen Entscheidung.

Der NABU empfiehlt folgende Änderungen am Gesetzesentwurf:


· Die Sätze 2 und 3 des § 31b Abs. 3 WHG sollten gestrichen werden. 

· Als § 31b Abs. 3 Satz 2 und 3 WHG sollten eingefügt werden: In steuerbaren Entlastungspoldern ist eine periodische Flutung durch eine ungesteuerte Anbindung an niedrige Hochwasserereignisse sicherzustellen. Im Falle einer gesteuerten Flutung von Entlastungspoldern ist für einen geregelten Ablauf der gestauten Wassermengen zu sorgen, der die Belange des Gewässerschutzes, Hochwasserschutzes und Naturschutzes nicht beeinträchtigt.

Zu § 31b Abs. 4  WHG

Der NABU begrüßt die restriktive Untersagung von Bauleitplänen in Überschwemmungsgebieten und die Bindung der behördlichen Genehmigung von Baumaßnahmen an die Auflagen des Satzes 3.

Ein vorsorgender Hochwasserschutz erfordert jedoch die Einrichtung zusätzlicher Retentionsräume in erheblichem Umfang. Diese Notwendigkeit ist vor allem an den großen Strömen geboten, an denen durch dichte Bebauung der Raum für die Wiederherstellung früherer Überschwemmungsgebiete begrenzt ist. Der NABU fordert daher, das Verbot der Ausweisung neuer Baugebiete auch auf Gebiete auszudehnen, die als Retentionsflächen wieder zurückgewonnen werden können. 

Der NABU empfiehlt folgende Textänderung (fett) in § 31a Abs. 4 Satz 1:

„(4) In Überschwemmungsgebieten nach Absatz 2 und in früheren Überschwemmungsgebieten, die als Rückhalteflächen geeignet sind, dürfen durch Bauleitpläne keine neuen Baugebiete ausgewiesen werden; ....“

Zu § 31b Abs. 5 WHG

Der NABU begrüßt die Übergangsregelung, nach der die baurechtlichen Restriktionen in Überschwemmungsgebieten bedingt auch schon vor deren rechtskräftiger Festsetzung gelten.

Zu § 31b Abs. 6 WHG (Wiederherstellung früherer Überschwemmungsgebiete)

Das Gebot des Satzes 1, Rückhalteflächen in ihrer Funktion zu erhalten und im Falle überwiegender Gründe des Allgemeinwohls davon abzuweichen, begrüßt der NABU. Gleichfalls begrüßt der NABU den verbindlichen Grundsatz der Ausgleichsbedürftigkeit von Beeinträchtigungen der Rückhaltefunktion.

Eine der zentralen Vorschriften des Gesetzes könnte der im 2. Satz festgelegte Auftrag an die Länder sein, frühere Überschwemmungsgebiete, die als Rückhalteflächen geeignet sind, wieder herzustellen. Ein vorbeugender Hochwasserschutz wird vor allem an den großen Strömen nicht darum herumkommen, zusätzliche Überschwemmungsflächen in erheblichem Umfang für die Aufnahme und Rückhaltung von Hochwassern zurückzugewinnen. Zur Schwere der Auswirkungen des Elbehochwassers 2002 trug entscheidend die Tatsache bei, dass die Elbeauen 87 % (!) ihrer ursprünglichen Überschwemmungsflächen durch Eindeichungen verloren haben.

Leider fällt die Verbindlichkeit des gesetzlichen Handlungsauftrags im § 31b Abs. 6 Satz 2 WHG allzu schwach aus. Die Vorschrift beschränkt sich auf ein „Sollen“ auf Seiten der Länder und verzichtet auf weitergehende Regelungen, die die Verbindlichkeit der Umsetzung fördern könnten: u.a. Vorschriften über eine Erfassung und ggf. formale Festsetzung geeigneter Erweiterungsflächen; Fristsetzungen für die Umsetzung; Festlegen eines Bemessungshochwassers zur Rückverlegung von Deichlinien außerhalb besiedelter Bereiche. 

Der NABU vermisst zudem einen gesetzlichen Vorrang zugunsten der Einrichtung ungesteuerter, natürlicher Überschwemmungsflächen durch Rückverlegung von Deichlinien an geeigneten Stellen. Diese Maßnahme ist nicht nur aus ökologischen Gründen zu bevorzugen, weil sie einen Teil der verloren gegangenen Aue wieder an das natürliche Überflutungsgeschehen anbinden und auetypische Lebensgemeinschaften fördert. Die Erweiterung des natürlichen Retentionsraumes ist auch der günstigste und wirkungsvollste Beitrag zum Hochwasserrückhalt. Nur der Wasserrückhalt an möglichst vielen geeigneten Stellen des Flussverlaufs trägt dazu bei, Hochwasserspitzen schon oberlaufnah abzuflachen. Die Not zur Kappung von katastrophenartigen Hochwasserspitzen (Funktion der gesteuerten Polder) entsteht gar nicht bzw. mindert sich.

Im 5-Punkte-Programm der Bundesregierung zum vorbeugenden Hochwasserschutz wird zu recht festgestellt: „Allerdings erhöht jede Eindeichung die Hochwassergefahr für die Unterlieger. Daher muss eine länderübergreifende Anstrengung unternommen werden, im unbesiedelten Bereich den Flüssen ihre natürlichen Überschwemmungsflächen auch durch die Zurückverlegung von Deichen zurückzugeben.“

Der NABU hält daher eine konsequentere, auf verbindliche Umsetzung abzielende Verfolgung dieses Grundsatzes im vorliegenden Gesetzesentwurf für unverzichtbar, um dem Anspruch des Gesetzes als Beitrag zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes gerecht zu werden. 

Zu § 31c WHG (Überschwemmungsgefährdete Gebiete)

Der NABU begrüßt die Ausdehnung des Regelungsregimes wichtiger Grundsätze des Hochwasserschutzes (§ 31a Abs. 1 und 2 WHG) auf überschwemmungsgefährdete Gebiete. 

Für überschwemmungsgefährdete Gebiete empfiehlt der NABU eine analoge Regelung zu § 31b  Abs. 2 WHG, nach der auch überschwemmungsgefährdete Gebiete binnen einer 5-Jahres-Frist landesrechtlich festzusetzen sind.  

Zu § 31d WHG (Hochwasserschutzpläne)

Die Verpflichtung der Länder zur Aufstellung von Hochwasserschutzplänen ist ein wichtiges Instrument zur Umsetzung raumbedeutsamer Maßnahmen, insbesondere der Rückgewinnung von Rückhalteflächen, Rückverlegung von Deichen und zum Erhalt und zur Wiederherstellung von Auen.

Der NABU begrüßt die bundesweite Einführung der Hochwasserschutzpläne innerhalb einer Frist von 3 Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes.

Gleichfalls begrüßt der NABU die Pflicht zur Veröffentlichung, Überprüfung und Aktualisierung der Pläne gemäß Abs. 2.

Zu § 32 WHG (Kooperation in den Flussgebietseinheiten)

Die vorgesehene Zusammenarbeit beim Hochwasserschutz von Ländern und Staaten in den Flussgebietseinheiten ist uneingeschränkt zu befürworten.

Zu Artikel 2

Änderung des Baugesetzbuchs
Zu § 1 Abs. 5 S.2 Nr. 7 BauGB

Die Verankerung der Belange des Hochwasserschutzes im Grundsätzekatalog des BauGB ist zu begrüßen.

Zu § 5 Abs. 4a BauGB und Zu § 9 Abs. 6a BauGB

Die Einfügung eines Abs. 4a im § 5 BauGB, der die nachrichtliche Übernahme von festgesetzten Überschwemmungsgebieten in Flächennutzungsplänen, bzw. den Vermerk von noch nicht festgesetzten Überschwemmungsgebieten vorschreibt, ist sehr zu begrüßen. 

Das gilt analog für die Einfügung eines Abs. 6a im § 9 BauGB, der die selbe Regelung bezüglich der Bebauungspläne vorsieht.

Zu § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 BauGB

Der NABU begrüßt das Hinzufügen des Hochwasserschutzes in den Katalog der öffentlichen Belange, die als Versagungsgrund für eine Baugenehmigung im Außenbereich dienen.

Um die Wirkung dieser Neuerung auch gegen die privilegierten Bauvorhaben im Außenbereich nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 gelten zu lassen, sollte dies im § 35 Abs. 3 durch hinzufügen eines 4. Satzes klargestellt werden. Der NABU empfiehlt hierzu folgende Formulierung:

Als § 35 Abs. 3 Satz 4 hinzufügen: Vorhaben nach den Absätzen 1 und 2 in Überschwemmungsgebieten, soweit sie den Hochwasserabfluss, den Hochwasserrückhalt oder die Hochwasservorsorge beeinträchtigen können, sind unzulässig.

Zu § 246a BauGB (Überschwemmungsgebiete, überschwemmungsgefährdete Gebiete)

Der NABU begrüßt die Einführung einer Norm, die ergänzend zum § 5 Abs. 4a BauGB die nachrichtliche Übernahme sowie den Vermerk von Überschwemmungsgebieten und überschwemmungsgefährdeten Gebieten anlässlich der Neufassung von Flächennutzungsplänen vorschreibt.

Forderungen des NABU nach zusätzlichen Änderungen des BauGB

Ergänzung des § 1a BauGB

Im Zuge des Gesetzgebungsverfahrens zum Europarechtsanpassungsgesetz Bau (EAG Bau) fordert der NABU die Neu-Aufnahme einer Regelung, nach der Umnutzungen in Überschwemmungsgebieten grundsätzlich unzulässig sein sollten. Der NABU schlägt hierzu die Einfügung (Einfügen als Abs. 1 Satz 2 in § 1a BauGB g.F.; bzw. einfügen als § 1a Abs.2 Satz 2 EAG Bau) folgenden Grundsatzes vor:
Umnutzungen in Überschwemmungsgebieten, soweit dadurch der Hochwasserabfluss oder der Hochwasserrückhalt beeinträchtigt werden könnte, sind unzulässig.
Ergänzung des § 24 BauGB:  Vorkaufsrecht der Gemeinden in Überschwemmungsgebieten

In Überschwemmungsgebieten sollten Gemeinden ein Vorkaufsrecht haben. Der NABU empfiehlt daher neu einzufügen: 

§ 24 Abs. 1 Nr. 7 einfügen:  ...7. in einem Überschwemmungsgebiet.
Änderung des § 34 Abs. 1 Satz 3

Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile sollten künftige Bauvorhaben, soweit sie zugleich in einem Überschwemmungsgebiet geplant sind, und den Hochwasserabfluss, den Hochwasserrückhalt oder die Hochwasservorsorge beeinträchtigen können, unzulässig sein. Der NABU empfiehlt daher in § 34 Abs. 1 den folgenden 3. Satz neu einzufügen:

§ 34 Abs. 1 Satz 3 neu einzufügen: Ein Vorhaben in einem Überschwemmungsgebiet, soweit es den Hochwasserabfluss, den Hochwasserrückhalt oder die Hochwasservorsorge beeinträchtigen kann, ist unzulässig.

Zu Artikel 3

Änderung des Raumordnungsgesetzes

Zu § 7 ROG

Die verbindliche und explizite Aufnahme von raumbedeutsamen Maßnahmen in die Raumordnungspläne ist überfällig und wird vom NABU begrüßt. Insbesondere begrüßt der NABU die Aufnahme von Freiräumen zur Gewährleistung des vorbeugenden Hochwasserschutzes in den Katalog der Festlegungen der Raumstruktur des § 7 Abs. 2 ROG. Gleiches gilt für die Hinzunahme der Nr. 5 im § 7 Abs. 3 ROG, nach der die raumbedeutsamen Maßnahmen und Erfordernisse des vorbeugenden Hochwasserschutzes nach WHG in die Raumordnungspläne aufgenommen werden sollen.

Zu Artikel 4

Änderungen des Bundeswasserstraßengesetzes

Zu § 8 Abs. 1 Satz 4  und § 12 Abs. 7 WaStrG

Grundsätzlich ist die Berücksichtigung der Hochwasserbelange bei der Unterhaltung, sowie beim Neu- und Ausbau von Bundeswasserstraßen ein wichtiger und unverzichtbarer Grundsatz.

Der NABU befürchtet jedoch, dass die alleinige Feststellung, Unterhaltungsmaßnahmen sowie Neu- und Ausbauten dürften keine negativen Auswirkungen auf den Hochwasserschutz haben, zu keinen Verhaltensänderungen im Rahmen der betreffenden Maßnahmen führen werden. Der kanalartige Zuschnitt der Bundeswasserstraßen sowie die zum Teil erheblichen Flusslaufverkürzungen durch den Stromausbau im 19. und 20. JH. bewirkten und bewirken grundsätzlich eine hydraulische Glättung des Abflussgerinnes. Wasser wird dadurch schnell nach Unterstrom abgeführt, was zur Entlastung der Oberanlieger und zur Belastung der Unteranlieger führt. Die Begradigung, Laufverkürzung, Nivellierung und Befestigung des Flussbetts sowie der Ufer beschleunigen den Wasserabfluss und wirken damit dem Hochwasserrückhalt entgegen. Dieses wird von der herrschenden Meinung innerhalb der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes nicht als hochwassergefährdend, sondern –entlastend angesehen. Der Grund für diese Sichtweise liegt in der eingeengten traditionellen Fokussierung auf den geregelten Wasserabfluss. 

Es wäre daher dringend erforderlich, dass die Änderungen im Bundeswasserstraßengesetz der gestiegenen Bedeutung des Hochwasserrückhalts Rechnung tragen. Dazu müsste der Grundsatz des Wasserrückhalts und der Minderung der Abflussgeschwindigkeiten im Hochwasserfall explizit an den betreffenden Stellen des Gesetzes (§ 8 Abs. 1 Satz 4  und § 12 Abs. 7 WaStrG) festgeschrieben werden.

Zu § 35 Abs. 1 WaStrG

Der NABU begrüßt die Einführung eines Wasserstands- und Hochwassermeldedienstes durch die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes.

Forderungen des NABU nach 

zusätzlichen Änderungen des WaStrG

Fehlendes Einvernehmen des Bundesamtes für Naturschutz

Der NABU kritisiert, dass der Gesetzesentwurf nicht das in den Eckpunkten für ein Artikelgesetz zu Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes vorgesehene Einvernehmen des BfN bei Unterhaltungs- und Ausbaumaßnahmen vorsieht.

Eine Einvernehmensregelung zwischen BMVBW und BfN würde die Gewähr für eine ökologische Neuausrichtung des Umgangs mit den Bundeswasserstraßen bieten. Die Tatsache, dass es dem BMVB gelungen ist, die beabsichtigte Benehmensregelung abzuwehren, ist ein Indiz dafür, dass eine Neuausrichtung seitens des BMVBW nicht gewünscht ist. 

Der NABU empfiehlt daher die Einführung einer Benehmensregelung zwischen BfN und BMVBW bei Unterhaltungs- und Ausbaumaßnahmen im Sinne des o.g. Eckpunktpapiers des BMU.

Änderung § 4 WaStrG (Einvernehmen mit den Ländern)

Bei der Verwaltung, dem Ausbau und dem Neubau von Bundeswasserstraßen sollten neben den Bedürfnissen der Landeskultur und der Wasserwirtschaft auch die Belange des Naturschutzes und ausdrücklich auch des Hochwasserschutzes mit den Ländern im Einvernehmen geregelt werden. 

Der Zusatz des Hochwasserschutzes (zusätzlich zur Wasserwirtschaft) dient der Klarstellung, da es zum Teil sehr enge Interpretationen des Begriffes Wasserwirtschaft (Trinkwassergewinnung, Grundwasser etc.) gibt. Insbesondere gilt dies für Bundesländer, in deren Landeswassergesetzen der Hochwasserschutz nicht geregelt wird.

Das Hinzufügen von Naturschutzbelangen ist überfällig, da diese beim Ausbau von Bundeswasserstraßen eine außerordentliche hohes Rolle spielen und vom Begriff der Landeskultur bislang nicht abgedeckt werden.

Der NABU empfiehlt folgende Ausformulierung:

§ 4 WaStrG neu: Bei der Verwaltung, dem Ausbau und dem Neubau von Bundeswasserstraßen sind die Bedürfnisse der Landeskultur, des Naturschutzes, der Wasserwirtschaft und des Hochwasserschutzes im Einvernehmen mit den Ländern zu wahren.

§ 13 Abs 1 Satz 2 WaStrG 

In der Vorschrift sollte der Belang des Hochwasserschutzes explizit Erwähnung finden.

§ 13 Abs 1 Satz 2 WaStrG neu: Bei der Bestimmung der Linienführung sind die vom Vorhaben berührten öffentlichen Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit und des Hochwasserschutzes im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen.

§ 14 Abs. 3 WaStrG

Entsprechend der Empfehlung zu § 4 WaStrG sollten die Belange des Naturschutzes und des Hochwasserschutzes auch in § 14 WaStrG unter Absatz 3 Satz 1 erwähnt werden.

Der NABU empfiehlt folgende Neufassung des § 14 Abs. 3 WaStrG: 

Soweit das Vorhaben Belange der Landeskultur, des Naturschutzes, des Hochwasserschutzes oder der Wasserwirtschaft berührt,...... 
§ 14 Abs 4 WaStrG neu einfügen:

Die bisher gängige lediglich abschnittsweise Betrachtung und Bewertung der Hochwasserrelevanz von planfeststellungsbedürftigen Maßnahmen wird dem Anliegen des Hochwasserschutzes nicht gerecht, weil die Auswirkungen des Gesamtvorhabens nicht ausreichend berücksichtigt werden. Daher muss eine übergreifende Betrachtung des Gesamtvorhabens mit seinen hochwasserrelevanten Auswirkungen auf den gesamten Flussverlauf rechtlich festgelegt werden. Bisher wird die Umweltverträglichkeit immer noch in Planfeststellungsabschnitten beurteilt. Die zu beurteilende Maßnahme muss über den räumlichen Abschnitt hinaus für das ganze Flusssystem die Belange des Hochwasserschutz (und natürlich auch des Naturschutzes) berücksichtigen. Es sollte gewährleistet sein, dass spätestens bei Auslegung der Unterlagen zum ersten Planfeststellungsabschnitt die negativen Auswirkungen des gesamten Ausbauvorhabens auf das Flusssystem bekannt sind.  Der NABU empfiehlt daher folgende Ergänzung des § 14 WaStrG: 

Als neuen § 14 Abs 4 WaStrG einfügen:
Bei Vorlage der Unterlagen für den ersten Planfeststellungsabschnitt des Ausbau- oder Neubauvorhabens ist eine abschnittsübergreifende Beurteilung der Auswirkungen des Gesamtvorhabens auf den Hochwasserschutz den auszulegenden Unterlagen beizufügen.

Zu den Artikeln 5 und 6

Änderungen des Gesetzes über den Deutschen Wetterdienst und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Der NABU begrüßt die vorgesehenen Änderungen.

Kontakt:

Christoph Heinrich, Leiter Naturschutz und Umweltpolitik

Herbert-Rabius-Str. 26, 53225 Bonn

Email: Christoph.Heinrich@NABU.de
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